
               
                                           
                     
    
 
 

 
 

Offener Brief an die Senatorin für Kinder und Bildung 

Zur schrittweisen Öffnung der Grundschulen in Bremen  

 
Als Landesgruppe Bremen des Grundschulverbandes bitten wir die Senatorin für Kinder und 
Bildung, die Öffnung der Grundschulen möglichst flexibel und nicht jahrgangsgebunden zu 
gestalten. Der Anfang  kann über eine schrittweise Erweiterung der Notbetreuung erfolgen, 
vor allem für die Kinder, die zu Hause auf engem Raum leben, keine Ruhe oder 
unzureichende technische Voraussetzungen für die Arbeit an schulischen Aufgaben haben 
oder die von ihren Eltern nicht zureichend unterstützt werden können. Diese Kinder sollten 
eine gezielte Einladung ihrer Schule erhalten. Weiterhin sollten berufstätige 
Alleinerziehende für ihr Kind Anspruch auf Betreuung haben. Kinder von Eltern, die durch 
ihre Berufstätigkeit besonders belastet sind, sollten bei freien Plätzen berücksichtigt werden. 
Corona darf die Bildungsbenachteiligung nicht vertiefen.  
 

Die Politik muss aber auch ehrlich informieren:  
Die schrittweise Schulöffnung bedeutet eine bewusst erweiterte Ansteckungsgefahr, die für 
eine notwendigerweise zunehmende Immunität in der Bevölkerung auch unvermeidlich ist. 
Der Wiedereinstieg bei Kitas und Grundschulen stellt dabei das größte Risiko dar, denn 
Kinder im Kita- und Grundschulalter können sich in ihrem Kontaktverhalten und damit im 
Abstandhalten entwicklungsgemäß noch nicht ausreichend steuern und sind die am 
wenigsten beeinflussbare Gruppe. Das macht die Übertragung noch weniger kontrollierbar. 
Um das Risiko trotzdem  möglichst gering zu halten, ist die Absicherung von  
Hygienemaßnahmen (höhere Reinigungsintervalle, Vorhandensein von Seife, Handtüchern 
und Desinfektionsmitteln, möglichst auch Fieberthermometer) Voraussetzung und 
Vorbedingung, um die Ausbreitung des Virus im Rahmen zu halten. Gesundheitsschutz muss 
Vorrang haben. Als notwendig erachtete organisatorische Schritte hat der 
Grundschulverband in seiner Pressemitteilung vom 10. April 2020 benannt ( 
https://grundschulverband.de/schulausfall-wiederoeffnung/ ). 
 
 

Den Weg in die Schule würde man also im ersten Schritt nur Kindern und Familien zumuten, 
die sich bewusst dafür entscheiden und denen das Risiko dieses Schritts bekannt ist. Das 
wiederum bedeutet, es kann keine Gemeinsamkeit schulischen Lernens geben, das  sich 
einigermaßen gerecht zertifizieren ließe. Das aber ist schon jetzt nicht der Fall, da die 
Bedingungen für die Bearbeitung der von den Schulen verschickten Aufgaben ganz 
unterschiedlich sind. Die Ergebnisse dieser besonderen Lernzeit dürfen weder als 
Lernschritte vorausgesetzt noch für Zeugnisse bewertet werden. 
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Also sollten  in der Ausnahmesituation der verkürzten und nicht für alle gültigen 
Anwesenheitszeit pädagogisch sinnvolle Wege für alternative Bildungserfahrungen gesucht 
werden, auch um Kinder als Personen zu stärken, statt "Stoffe" standardbezogen 
abzuarbeiten (s. die Petition http://gueterabwaegung-in-der-krise.de/ ). Ein reihenweises 
Abarbeiten von Arbeitsblatt-Paketen macht keinen Sinn. Jetzt wäre Raum für Aktivitäten, für 
die sonst zu wenig Zeit da ist: individuell Bücher lesen und sich gemeinsam über die Lektüre 
austauschen; miteinander ein Theaterstück entwickeln; Geschichten schreiben und sie zu 
einem Buch zusammenfassen; Schätz- und Erkundungsaufgaben (z. B. „Wieviel ist 1 Meter 
50?“ - der Mindestabstand), Rechen- und Knobelaufgaben für andere erfinden. Die Kinder 
könnten in Ruhe Experimente machen oder Beobachtungen, z. B. im Schulgarten, 
dokumentieren.  
 
 

Die Voraussetzungen für eine schrittweise Öffnung lassen sich nur sehr eingeschränkt auf 
allgemeiner Ebene regeln, da die Bedingungen in den Schulen wie in den Familien sehr 
unterschiedlich sind und wir  – was Räume, Ausstattung und Personal betrifft – einen  
Mangel verwalten.  
 

Außerdem geht es nicht nur um die verschiedenen Bedarfe in den einzelnen Stadtteilen, 
sondern auch um unterschiedliche Altersstrukturen und Risikogruppen in den Kollegien, um 
jeweils (un)günstigere Raumsituationen usw.  
 
Darum schlagen wir vor, den Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage in mehreren 
Schritten zu suchen: 
 

1. Schritt: Klärung der hygienischen Bedingungen und personellen sowie räumlichen 
Möglichkeiten in der einzelnen Schule selbst sowie Klärung des erwartbaren Bedarfs nach 
definierten Kriterien (systemrelevante Berufe, alleinerziehend, Unterstützungsbedarf des 
Kindes). 
 

2. Schritt: Absprachen im Rahmen der kooperativen Schulsteuerung zwischen den 
Schulleitungen verschiedener Schulen, um angesichts unterschiedlicher Kapazitäten ggf. 
Ressourcen zu verschieben.  
 

3. Schritt: Klärung der Angebotsmöglichkeiten: zeitlich kürzere/ längere Anwesenheitszeiten 
für die einzelnen Kinder je nach Möglichkeiten der Einzelschule (z. B. Stunden pro Tag, nur 
alle zwei Tage, Jahrgangsmischung...), Zuordnung der Lehrkräfte/Betreuungspersonen, 
Staffelung der Ankommens- und Pausenzeiten 
 

4. Schritt: Wenn die Ressourcen nicht reichen: Priorisierung innerhalb der Schule, um 
Angebot und Bedarf in Einklang zu bringen. 
 

Wir wünschen uns eine solche Regelung für alle Jahrgangsstufen. Über eine schrittweise 
Erweiterung der Notbetreuung für interessierte Familien im Rahmen der Möglichkeiten der 
Einzelschule kann die Machbarkeit des Vorschlags erprobt und überprüft werden, um ggf. 
anschließend die Bedingungen zu differenzieren und die Öffnung auszuweiten. 

 

Für den Vorstand der Landesgruppe 
Prof. Dr. Hans Brügelmann, 17.4.2020 ( hans.bruegelmann@grundschulverband.de ) 


